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Streiken im austrofaschistischen "Ständestaat" 1934-1938
Abstract
The history of the Austrian "Ständestaat", whose character is still debated, is closely linked to the
phenomenon of strike. Although the analysis of strike activities has the potential to contribute to the
discussion about this political system's functioning, scholars did not pay much attention to the topic yet.
This article gives an overview on the institutional pattern of industrial relations in Austro-Fascism, tries
to reconstruct the tendencies of striking in Austria between 1934 and 1938 and analyses the case study
of the 1936 strikes in the Viennese car industry comparing them to the same year's Opel strike in Nazi
Germany. On balance, the example of striking shows that Austro-Fascism was a rather chaotic system,
which never managed to implement even the cornerstones of its own ideology. Neither did the system of
forced arbitration ever work, nor was it in concrete conflicts foreseeable whether the government would
react with mediation or try to suppress workers' protest.
Christian Koller
Streiken im austrofaschistischen „Ständestaat“ 1934–1938
Die Geschichte des österreichischen „Ständestaates“, über dessen Charakter immer noch 
debattiert wird, ist eng mit dem Phänomen Streik verbunden.1 Die Debatte über einen Eisen-
bahnerstreik2 führte im März 1933 zur Lahmlegung des österreichischen Parlaments, die 
dem christlichsozialen Kanzler Engelbert Dollfuss den schrittweisen Übergang zu einem 
autoritären Regime gestattete. Einer der ersten Erlasse war dabei die Streikverordnung vom 
April 1933, die die Möglichkeiten des legalen Streikens eng begrenzte. Und eine der ersten 
Maßnahmen nach dem kurzen Bürgerkrieg vom Februar 1934, der das Ende der Transforma-
tion von der Demokratie zum Austrofaschismus markierte, war das Verbot der sozialistischen 
Freien Gewerkschaften und das Ende der Koalitionsfreiheit. Trotzdem kam die Streiktätigkeit 
in den folgenden Jahren nicht zum Erliegen, sie änderte indessen ihren Charakter stark.
 Obwohl eine Analyse der Streiktätigkeit und der Handlungsweisen der darin involvierten 
Akteure zur Klärung von Charakter und Funktionsweise des Ständestaates beitragen kann, 
ist das Phänomen bislang nicht eingehender untersucht worden. Studien zur österreichischen 
Arbeitergeschichte und zum linken Widerstand gegen den Austrofaschismus erwähnen das 
Streiken bestenfalls in knappen Abschnitten.3 Der vorliegende Beitrag versucht erstmals, 
1 Frühere Versionen dieses Artikels wurden an der European Social Science History Conference 2008 in 
Lissabon und an der History Research Seminars Series 2009 der Bangor University zur Diskussion gestellt. 
Die Anregungen der Diskutanten seien herzlich verdankt.
2 Vgl. dazu Gewerkschaft der Eisenbahner (Hg.): 80 Jahre Gewerkschaft der Eisenbahner. Wien 1972, 
S. 268–273.
3 Vgl. Fritz Klenner: Die österreichischen Gewerkschaften. Vergangenheit und Gegenwartsprobleme, 
Band 2. Wien 1953, S. 1269 f.; Otto Leichter: Österreichs Freie Gewerkschaften im Untergrund. Wien 
u. a. 1963, S. 63–65; ders.: Zwischen zwei Diktaturen. Österreichs Revolutionäre Sozialisten 1934–1938. 
Wien u. a. 1968, S. 385–391; Josef Hindels: Österreichs Gewerkschaften im Widerstand 1934–1945. 
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eine eingehendere Analyse des Phänomens Streik im Austrofaschismus vorzunehmen und 
dieses zur Funktionsweise des Ständestaates in Beziehung zu setzen. Ich werde dabei im 
ersten Abschnitt die institutionellen Rahmenbedingungen der industriellen Beziehungen im 
Austrofaschismus skizzieren. Sodann sollen der Umfang des Streikens und seine Tendenzen 
zwischen Februar 1934 und März 1938 abgeschätzt werden. Im dritten Teil werde ich die 
Streiks in der Wiener Automobilindustrie des Jahres 1936 unter die Lupe nehmen und sie mit 
einer beinahe gleichzeitigen Arbeitsniederlegung bei Opel in Rüsselsheim vergleichen.
Industrielle Beziehungen im Austrofaschismus
Die institutionellen Rahmenbedingungen des Streikens in Österreich wandelten sich mit dem 
Übergang von der Demokratie zum Ständestaat massiv. Ein allgemeines Streikverbot existierte 
zwar in der austrofaschistischen Zeit nicht. Bereits die Streikverordnung vom 21. April 1933 
schränkte aber das Streikrecht stark ein. Illegalisiert wurden alle Arbeitsniederlegungen, die 
nicht ausschließlich der Erreichung günstigerer Arbeitsbedingungen dienten. Damit waren 
politische Streiks in jedem Fall verboten. Zusätzlich untersagt waren auch Arbeitsniederle-
gungen im öffentlichen Dienst sowie in Betrieben, die dem „öffentlichen Wohl“ dienten.4 
Die Koalitionsfreiheit wurde dann mittels Verordnung vom 2. März 1934 aufgehoben.5
 Das Mittel der Zwangsschlichtung, das gemäß der an der katholischen Soziallehre wie 
auch am faschistischen Korporatismus Italiens orientierten ständestaatlichen Theorie eigent-
lich an die Stelle des Arbeitskampfes hätte treten sollen, kam jedoch nie systematisch zur An-
wendung. Es war innerhalb des Regimes sowie insbesondere bei den Unternehmern umstritten, 
so dass sich bis 1938 kein einheitliches Verfahren herauskristallisieren konnte. Während es 
bei als „lebenswichtig“ eingestuften Betrieben schon seit dem 13. Juni 1933 ein System der 
Zwangsschlichtung gab, verfügten andere Wirtschaftszweige auch am Ende des Ständestaates 
lediglich über ein freiwilliges oder gar kein funktionierendes Schlichtungswesen.6 Erst am 
24. November 1936 wurde nach langem Tauziehen der Interessenorganisationen das Gesetz 
„über die berufsständischen Ausschüsse und über die Schlichtung von Streitigkeiten aus Ar-
beitsverhältnissen“ veröffentlicht. Die ursprünglich für diesen Zeitpunkt geplante Aufhebung 
der Streikverordnung von 1933 wurde dabei auf einen späteren Zeitpunkt vertagt, wenn das 
Funktionieren der berufsständischen Ordnung Gewähr böte, dass es zu keinen Streikwellen 
kommen würde.7 Die als Abschluss des ständestaatlichen Aufbaus vorgesehenen paritätischen 
Wien 1976, S. 248–253; Walter Göhring/Brigitte Pellar: Anpassung und Widerstand. Arbeiterkammern 
und Gewerkschaften im österreichischen Ständestaat (Schriftenreihe des Instituts zur Erforschung der 
Geschichte der Gewerkschaften und Arbeiterkammern 13). Wien 2001, S. 119 und 125; Paul Pasteur: 
Unter dem Kruckenkreuz. Gewerkschafter und Gewerkschafterinnen in Österreich 1934–1938. Innsbruck 
2008, S. 178–180.
4 Hermann Heindl: Neues Arbeitsrecht. Feiertagsruhe, Achtstundentag, Bäckereiarbeitergesetz, Streik, 
Aussperrung und Zwangsschlichtung, Gewerbeordnung, Armenrecht. Ein Leitfaden. Wien 1933, S. 43–54; 
Otto Leichter: Der Versuch einer berufsständischen Gewerkschaft. Der Gewerkschaftsbund der oester-
reichischen Arbeiter und Angestellten, 1934–1938, in: International Review of Social History 4 (1938), 
S. 281–358, hier 321 f.; Theodor Tomandl: Streik und Aussperrung als Mittel des Arbeitskampfes (Ar-
beits- und sozialrechtliche Schriftenreihe). Wien/New York 1965, S. 85.
5 Markus Lankmayr: Gibt es in Österreich ein Recht auf Streik? Diplomarbeit Univ. Graz 2005, S. 38 f.
6 Leichter: Versuch (wie Anm. 4), S. 322–326; Tomandl: Streik (wie Anm. 4), S. 68 f. und 85.
7 Margarete Grandner: Kollektivverträge und berufsständische Ordnung. Bemerkungen zur Entstehung des 
Gesetzes über die berufsständischen Ausschüsse und über die Schlichtung aus dem Jahr 1936, in: Emil 
Brix/Thomas Fröschl (Hg.): Geschichte zwischen Freiheit und Ordnung. Gerald Stourzh zum 60. Geburts-
tag. Graz u. a. 1991, S. 177–201.
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berufsständischen Ausschüsse wurden im Sommer 1937 eingerichtet, jedoch aktivierten sie 
bis zum März 1938 nur im Gewerbe formell ihre Schlichtungstätigkeit.8
 Auch die Organisationen der Arbeiterschaft wandelten sowohl ihre Form als auch ihren 
Charakter. An die Stelle der im Februar 1934 in die Illegalität abgedrängten Freien und der 
sich freiwillig auflösenden Christlichen Gewerkschaften trat durch Verordnung vom 2. März 
1934 der öffentlich-rechtliche „Gewerkschaftsbund der österreichischen Arbeiter und Ange-
stellten“, der auch als „Einheitsgewerkschaft“ beziehungsweise „EG“ bezeichnet wurde und 
auf den das Vermögen der Freien Gewerkschaften überging. Er verfügte über das Monopol 
der kollektivvertraglichen Tariffähigkeit auf Arbeitnehmerseite.9 Dem ersten, vom Bundes-
minister für die soziale Verwaltung bestellten Vorstand der neuen Organisation gehörten 
sieben christliche Gewerkschafter, drei Repräsentanten der „unabhängigen“ Gewerkschaften 
sowie je ein Deutschnationaler und ein ehemaliger Funktionär der Freien Gewerkschaften 
an.10
 Allerdings gelang es nicht, die Mitglieder der Freien und der anderen Richtungsgewerk-
schaften vollumfänglich in die neue Organisation zu überführen. Zwar stieg die Mitgliederzahl 
der EG kontinuierlich an, sie lag aber am Ende der austrofaschistischen Zeit mit rund 400.000 
immer noch deutlich unter den rund 520.000 Personen, die 1933 (auf einem Tiefpunkt von 
deren Mitgliederentwicklung) den Freien Gewerkschaften angehört hatten.11 Im März 1935 
erfolgte mit der Einrichtung der ebenfalls von Exponenten der Christlichen Arbeiterbewe-
gung getragenen „Sozialen Arbeitsgemeinschaft“ im Rahmen der Vaterländischen Front die 
Gründung einer zweiten regimetreuen Organisation zur Sammlung der Arbeiterschaft, die 
allerdings in diesem Bestreben wenig erfolgreich war.12
 Das Verhältnis der EG zum Mittel des Streiks wurde nie explizit geklärt. Offiziell gab 
es keine Erklärungen, die sich grundsätzlich gegen den Streik ausgesprochen hätten. Im 
August 1937 hielt EG-Generalsekretär Friedrich Kühr in einer Rede auf dem Internationalen 
Kongress der Gesellschaft für Sozialen Fortschritt sogar ausdrücklich fest, dass das Mittel 
des Streiks im österreichischen Ständestaat nicht verboten sei. In der Regel versuchten die 
EG-Funktionäre bei Arbeitsniederlegungen zu beschwichtigen und zu vermitteln, um den 
Arbeitskampf möglichst rasch zu beenden. In einigen wenigen Fällen gewährte die EG spontan 
ausgebrochenen Streiks offizielle Unterstützung oder organisierte sogar selber Arbeitsnie-
derlegungen, Zweiteres allerdings nur in zumindest stillschweigender Übereinstimmung mit 
dem Industriellenbund bei konkurrenzschädigendem Sozialdumping.13 
 Die Einrichtung einer regimetreuen Gewerkschaft stand in eklatantem Widerspruch 
zum Anspruch einer ständestaatlichen Neuordnung, die den Gegensatz zwischen Kapital 
 8 Maragarete Grandner: Verbandsautonomie und staatliches Recht. Zur Rolle der Zwangsschlichtung in der 
Entwicklung der österreichischen Arbeitsverfassung im 20. Jahrhundert, in: Archiv. Jahrbuch des Vereins 
für Geschichte der Arbeiterbewegung 11 (1995), S. 56–89, hier 84–86.
 9 Vgl. z. B. Leichter: Versuch (wie Anm. 4); ders.: Untergrund (wie Anm. 3), S. 12–14; Pasteur: Krucken kreuz 
(wie Anm. 3), S. 71–107; Everhard Holtmann: Zwischen Unterdrückung und Befriedung. Sozialistische 
Arbeiterbewegung und autoritäres Regime in Österreich 1933–1938 (Studien und Quellen zur öster-
reichischen Zeitgeschichte 1). München 1983, S. 161–166; Hindels: Widerstand (wie Anm. 3), S. 49–51; 
Klenner: Gewerkschaften (wie Anm. 3), S. 1147–1183; Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung 
(Wien) L 11/Mappe 39: Ständestaat: Einheitsgewerkschaft.
10 Anton Pelinka: Christliche Arbeiterbewegung und Austrofaschismus, in: Emmerich Tálos/Wolfgang 
Neugebauer (Hg.): „Austrofaschismus“. Beiträge über Politik, Ökonomie und Kultur 1934–1938 (Öster-
reichische Texte zur Gesellschaftskritik 18). Wien 1984, S. 121–132, hier 125.
11 Ebenda.
12 Vgl. Pasteur: Kruckenkreuz (wie Anm. 3), S. 104 f.
13 Vgl. Leichter: Versuch (wie Anm. 4), S. 321; Der Vertrauensmann, August 1937.
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und Arbeit gerade auch in organisatorischer Hinsicht aufheben sollte. Die Verordnung über 
die Errichtung des Gewerkschaftsbundes konstituierte diesen denn auch ausdrücklich dazu, 
„um im Geiste des Christentums, der sozialen Gerechtigkeit und Liebe zum Vaterlande 
den Arbeitern und Angestellten eine wirksame Interessenvertretung zu sichern und ihre 
Eingliederung in den berufsständischen Aufbau der Gesellschaft vorzubereiten“14, betonte 
also dessen provisorischen Charakter. Nachdem zunächst Ideen zirkulierten, die Arbeitge-
ber in einer späteren Phase in die Branchengewerkschaften zu integrieren, setzte sich dann 
ein gegenteiliger Plan durch, demzufolge nach Abschluss der ständischen Gliederung der 
Arbeitgeberorganisationen die Arbeiter und Angestellten in die jeweilige Organisation ihrer 
Berufszweige integriert und der Gewerkschaftsbund somit in den „Berufsverbänden“ hätte 
aufgehen sollen. Dieser Prozess gelangte indessen nie zum Abschluss.15
 Die Freien Gewerkschaften wirkten im Ständestaat im Untergrund weiter. Zunächst exis-
tierten je eine sozialdemokratische und eine kommunistische Untergrundsleitung. Im Sommer 
1935 schlossen sie sich zum „Bund der freien Gewerkschaften Österreichs“ zusammen.16 Die 
Untergrundgewerkschaften versuchten mittels Vertrauensmännern auf die Belegschaften in 
den Betrieben Einfluss zu nehmen und priesen in ihren Flugschriften und Zeitungen immer 
wieder das Mittel des Streiks als eine auch unter faschistischen Bedingungen probate Form 
des Klassenkampfes an. Insbesondere versuchte die Untergrundpublizistik, durch detaillierte 
Berichte über Arbeitskämpfe die offizielle Verschleierungsstrategie zu unterlaufen. Bezüglich 
der Politik gegenüber der EG war der linke Untergrund uneinig. Während die Kommunisten 
schon bald eine Infiltration und Instrumentalisierung der regimeoffiziellen Arbeitnehmer-
organisation propagierten, riefen die Sozialisten zunächst zum strikten Boykott der EG auf, 
weichten diese Position aber in der Folgezeit auf.17 Ebenfalls im Untergrund agierte die nach 
dem deutschen Vorbild organisierte „Nationalsozialistische Betriebs-Zellen-Organisation“ 
(NSBO). Sie verfolgte gegenüber der EG eine Unterwanderungsstrategie, die offenbar zu-
mindest teilweise erfolgreich war.18
 Auch die gesetzlichen Interessenvertretungen der Lohnabhängigen veränderten mit dem 
Übergang zum Austrofaschismus ihren Charakter. Ende 1933 erklärte die Regierung die Man-
date der Arbeiterkammern für erloschen und setzte an ihrer Stelle Verwaltungskommissionen 
ein.19 Am 2. März 1934 wurden die Arbeiterkammern zu Geschäftsstellen der EG. Noch Ende 
Februar 1934 erfolgte auch die Absetzung der sozialdemokratischen Betriebsräte. Am 12. 
14 Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung (Wien) L 11/Mappe 39: Verordnung der Bundesregierung 
vom 2. März 1934 über die Errichtung des Gewerkschaftsbundes der österreichischen Arbeiter und An-
gestellten, B. G. Bl. Nr. 132/34.
15 Grandner: Verbandsautonomie (wie Anm. 8), S. 79 f.
16 Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung (Wien) L 11/Mappe 38: Die Freien Gewerkschaften; Otto 
Bauer: Die illegale Partei, in: Ders.: Werkausgabe, Band 4. Wien 1976, S. 347–585, hier 442–450; 
Göhring/Pellar: Anpassung (wie Anm. 3), S. 117 f.; Manfred Marschalek (Hg.): Untergrund und Exil. 
Österreichs Sozialisten zwischen 1934 und 1945 (Sozialistische Bibliothek. Abteilung 1: Die Geschichte 
der österreichischen Sozialdemokratie 3). Wien 1990, S. 167–169; Hindels: Widerstand (wie Anm. 3), 
S. 71–77; Wolfgang Neugebauer: Die Arbeiterbewegung in Wien im Widerstand 1934–1945, in: Gerhard 
Botz u. a. (Hg.): Bewegung und Klasse. Studien zur österreichischen Arbeitergeschichte (Veröffentlichung 
des Ludwig Boltzmann Instituts für Geschichte der Arbeiterbewegung). Wien u. a. 1978, S. 361–376, hier 
365 f.; Fritz Kaufmann: Sozialdemokratie in Österreich. Idee und Geschichte einer Partei. Von 1889 bis 
zur Gegenwart. Wien/München 1978, S. 34–38; Klenner: Gewerkschaften (wie Anm. 3), S. 1185–1335; 
Pasteur: Kruckenkreuz (wie Anm. 3), S. 131–144.
17 Vgl. Pasteur: Kruckenkreuz (wie Anm. 3), S. 125–131 und 136–139.
18 Vgl. Göhring/Pellar: Anpassung (wie Anm. 3), S. 149–158; Pasteur: Kruckenkreuz (wie Anm. 3), S. 205–
208.
19 Ebenda, S. 23–37.
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Juni 1934 wurde das Betriebsrätegesetz von 1919 durch das „Werksgemeinschaftsgesetz“ 
ersetzt.20 Die an die Stelle der Betriebsräte tretenden Werksgemeinschaften hatten unter dem 
Vorsitz des Arbeitgebers zu tagen. Erst Ende 1936 fanden erstmals Wahlen zu diesen Gremien 
statt, wobei jeweils nur eine in Zusammenarbeit mit der Vaterländischen Front aufgestellte 
Kandidatenliste zur Wahl vorlag, die jedoch doppelt so viele Namen enthalten musste, wie 
Mandate zu vergeben waren. Trotz dieses gelenkten Wahlverfahrens gelang es den illegalen 
Gewerkschaften, eine große Zahl von Vertrauensleuten auf den Kandidatenlisten zu platzie-
ren und sie in der Wahl durchzubringen.21 Im Vorfeld der Wahlen kam es zu polizeilichen 
Besetzungen von Betrieben, die als Reaktion zum Teil mehrstündige Arbeitsniederlegungen 
nach sich zogen.22
 Die Arbeitgeberorganisationen blieben beim Übergang zum Austrofaschismus bestehen. 
Im Sinne des berufsständischen Aufbaus wurden die Unternehmer in öffentlich-rechtlichen 
Bünden für die Industrie (1934), für das Gewerbe (1935), für Handel und Verkehr (1935) 
sowie für das Geld-, Kredit- und Versicherungswesen (1935) zusammengefasst, die über das 
Monopol der kollektivvertraglichen Tariffähigkeit auf Arbeitgeberseite verfügten. Diesen 
Bünden sollten in einer weiteren Phase entsprechende Arbeitnehmerorganisationen zugeord-
net werden.23 Der im Oktober 1934 eingerichtete „Bund der österreichischen Industriellen“, 
der an die Stelle des „Hauptverbandes der Industrie Österreichs“ trat, lehnte sich dabei in 
der Organisation im Wesentlichen an seinen Vorgänger an, stand aber unter Aufsicht des 
Bundesministers für Handel und Verkehr.24
Tendenzen der Streiktätigkeit 1934–1938
Aufgrund der skizzierten Rahmenbedingungen und der durch sie bedingten Quellenlage 
lässt sich der quantitative Umfang der Streiktätigkeit im Ständestaat nicht genau rekons-
truieren. Zwar existierte eine offizielle Streikstatistik, deren Angaben und die Berichte der 
linken Exil- und Untergrundpresse klaffen aber weit auseinander. Immerhin lassen sich aus 
Letzteren aber einige Tendenzen ableiten.
20 Emmerich Tálos: Sozialpolitik im Austrofaschismus, in: Ders./Neugebauer (Hg.): „Austrofaschismus“ 
(wie Anm. 10), S. 161–178, hier 167 f.
21 Arbeiter-Zeitung, 22.11.1936; 12.12.1936; 20.1.1937; 3.2.1937; Die Gewerkschaft, Januar 1937; Doku-
mentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4033/6: Flugschrift Freie Gewerkschaften, 
Herbst 1936; ebenda 4033/1: Flugschrift „Arbeiter, zieht die Bilanz!“, Freie Gewerkschaften, Herbst 1936; 
Verein für Geschichte der Arbeiterbewegung (Wien) L 11/Mappe 38: Flugschrift „Verstärkte Konzentration 
unserer Arbeit auf die Betriebe!“; Leichter: Freie Gewerkschaften (wie Anm. 3), S. 68–75; Holtmann: 
Unterdrückung (wie Anm. 9), S. 232–235; Peter Pelinka: Erbe und Neubeginn. Die Revolutionären So-
zialisten in Österreich 1934–1938 (Materialien zur Arbeiterbewegung 20). Wien 1981, S. 199–203; Georg 
Wieser: Ein Staat stirbt. Österreich 1934–38. Paris 1938, S. 78 f.; Hindels: Widerstand (wie Anm. 3), 
S. 121–138; Wilhelm Filla: Zwischen Integration und Klassenkampf. Sozialgeschichte der betrieblichen 
Mitbestimmung in Österreich (Materialien zur Arbeiterbewegung 18). Wien 1981, S. 119–137; Pasteur: 
Kruckenkreuz (wie Anm. 3), S. 183–190.
22 Arbeiter-Zeitung, 27.9.1936; Göhring/Pellar: Anpassung (wie Anm. 3), S. 131–133.
23 Grandner: Verbandsautonomie (wie Anm. 8), S. 79 f.
24 Theodor Faulhaber: Die Vereinigung Österreichischer Industrieller. Wien 1980, S. 18; Karl Wenger/Hans 
Seidel: Freie Verbände in der gewerblichen Wirtschaft, in: Theodor Pütz (Hg.): Verbände und Wirtschafts-
politik in Österreich (Wirtschaftsverbände und Wirtschaftspolitik. Schriften des Vereins für Socialpolitik 
N. F. 39). Berlin 1966, S. 573–618, hier 590.
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Die offizielle Streikstatistik wies die folgenden Zahlen aus:25
Anzahl Streiks Beteiligte Versäumte Arbeitstage
1933 23 5.034 64.624
1934 4 137 220
1935 2 65 174
1936 3 123 269
1937 5 606 408
In der Tat scheint die Streiktätigkeit nach Februar 1934 zunächst sehr gering gewesen zu 
sein, um dann jedoch entgegen der offiziellen Statistik ab Anfang 1936 wieder zuzunehmen. 
Selbst im ersten Jahr des Austrofaschismus kam die Streiktätigkeit indessen nicht ganz zum 
Erliegen. So kam es im Frühjahr 1934 in der Autofabrik in Steyr zu zwei erfolgreichen 
Streiks. Bei der ersten Arbeitsniederlegung wurden 82 Arbeiter verhaftet, kurz darauf jedoch 
wieder freigelassen.26 Die ausländische Linkspresse berichtete sodann von einem zweitägigen 
Bauarbeiterstreik in der Steiermark Ende Juli, in dessen Verlauf auch ein Demonstrationszug 
durch die Ortschaft Hieflau marschierte.27 Auf den 1. September hin rief der kommunistische 
Jugendverband mit unbekanntem Erfolg aus dem Untergrund die Arbeiterjugend zu Streiks 
auf.28 Erfolgreiche Kurzstreiks gab es im Herbst 1934 in einer Hutfabrik in Amstetten, beim 
Straßenbau in St. Georgen, in zwei Textilfabriken in Pottendorf und Weigelsdorf sowie in 
den Wiener Siemens-Schuckert-Werken.29 Bereits im Mai 1934 riefen die Untergrundge-
werkschaften auch zur Schaffung von „Kampf- und Streikfonds“ in den Betrieben auf.30
 Im Winter 1934/35 kam es im Wiener und Salzburger Freiwilligen Arbeitsdienst zu 
mehreren Arbeitsniederlegungen.31 Die illegale Oppositionspresse erwähnte zudem einen 
20-minütigen Streik, mit dem die Arbeiter eines ungenannten Metallbetriebes Ende 1934 
für die Wiedereinstellung eines Schutzbündlers agitierten, der im Februar verhaftet und 
nach monatelanger Untersuchungshaft wieder freigelassen worden war. Im Anschluss daran 
begleitete die Belegschaft die Vertrauensmänner zu einer Aussprache mit der Direktion, die 
den Arbeiter wieder einstellte.32 Für den 12. Februar 1935 riefen die sozialistischen und 
kommunistischen Untergrundorganisationen dazu auf, im Gedenken an die Gefallenen von 
1934 für zehn Minuten die Arbeit zu unterbrechen.33 Während gemäß der Untergrundpresse 
dieser Aufruf in zahlreichen Betrieben befolgt wurde,34 kam es nach Polizeiangaben in Wien 
25 Tomandl: Streik (wie Anm. 4), S. 34.
26 Arbeiter-Zeitung, 24.6.1934.
27 Der Kämpfer, 23.8.1934.
28 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4009c/44: Flugblatt KJV Ottakring, 
August 1934.
29 Der Klassenkampf, 15.11.1934; Heinz Arnberger/Christa Mitterrutzner (Hg.): Widerstand und Verfolgung 
in Niederösterreich 1934–1945. Eine Dokumentation, Band 1. Wien 1987, S. 436 f.
30 Der Befreier, 14.5.1934.
31 Arbeiter-Zeitung, 2.12.1934; Christa Mitterutzner/Gerhard Ungar (Hg.): Widerstand und Verfolgung in 
Salzburg. Eine Dokumentation, Band 1. Wien/Salzburg 1991, S. 234 f.
32 Hindels: Widerstand (wie Anm. 3), S. 246.
33 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4029/260: Flugblatt Vereinigte Sozia-
listen, Schutzbund, KPÖ, Februar 1935; ebenda 4073/113: Anweisungen betreffend die Durchführung 
einer „Volkskampfwoche gegen den Faschismus“ anlässlich des ersten Jahrestages der österreich. Febru-
arkämpfe; ebenda 6208: Bundespolizeidirektion Wien, 25.1.1935.
34 Arbeiter-Zeitung, 24.2.1935.
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nur bei Austro-Fiat in Floridsdorf zu einer einminütigen Arbeitsunterbrechung.35 Ansonsten 
scheint es 1935 nur wenige Streiks gegeben zu haben.36
 Im Frühjahr 1936 markierten dann die unten genauer zu analysierenden Arbeitskämpfe 
in den Automobilwerken Austro-Fiat und Saurer, die nach Auffassung der illegalen Ge-
werkschaften den „Bann, der über den österreichischen Metallarbeitern lag“, brachen,37 
den Beginn umfangreicher Lohnbewegungen mit Schwerpunkt auf der Metallindustrie, die 
zu zahlreichen kürzeren Streiks in Betrieben in ganz Österreich führten.38 Dabei wurden 
gemäß der kommunistischen „Roten Fahne“ Lohnerhöhungen für 20.000 bis 30.000 Be-
schäftigte im Ausmaß von fünf bis neun Prozent erkämpft.39 Über einen Bergarbeiterstreik 
in Kirchberg am 15. Februar, der nach Verhandlungen der offiziellen Gewerkschaft mit der 
Betriebsleitung erfolgreich abgeschlossen wurde, berichtete sogar ein Teil der legalen Presse 
offen.40 Daneben gab es auch Arbeitsniederlegungen mit politischem Hintergrund. Am 12. 
Februar 1936 unterbrachen in zahlreichen Betrieben die Belegschaften im Gedenken an die 
Gefallenen von 1934 erneut für einige Minuten die Arbeit, ebenso am Vorabend des 1. Mai 
1936.41
 Die Streikwelle setzte sich 1937 fort. Vom 25. bis 28. Mai traten die Arbeiter der Tuch-
weberei Pollitzer in Fischamend erfolgreich gegen einen Lohnabbau in den Ausstand.42 Im 
August streikten die Arbeiter der Steg (Warchalowsky) in Ottakring anderthalb Stunden 
lang gegen das Lohnsystem, bis die Verhandlungen zwischen dem Sekretär der offiziellen 
Gewerkschaft und der Direktion abgeschlossen waren. Eine Woche später legten die Arbeiter 
der Simmeringer Waggon-Fabrik für kurze Zeit die Arbeit nieder.43 Im Wiener Stahlwerk 
Schmidt wurde eine Woche lang täglich eine Stunde gestreikt. Der Zentralsekretär der of-
fiziellen Metallarbeitergewerkschaft erschien auf einer Betriebsversammlung und erkannte 
die Forderung nach einer Lohnerhöhung um 15 Prozent als gerechtfertigt an. Ein dreitägiger 
Streik von 37 Webern bei Kastner in Bludenz-Thüringen im September, über den das „Vor-
arlberger Volksblatt“ offen berichtete, konnte erst nach Verhandlungen zwischen Vertretern 
des Industriellenverbandes und der EG beigelegt werden und führte zu moderaten Lohner-
höhungen.44 Der einzige Streik, der 1937 von der EG selbst organisiert wurde, fand in einer 
35 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 6208: Amtsnotiz, 12.2.1935.
36 Vgl. Arbeiter-Zeitung, 2.6.1935; 21.7.1935; 28.6.1936; Arnberger/Mitterrutzner (Hg.): Widerstand (wie 
Anm. 29), S. 433.
37 Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis (Amsterdam) Otto Bauer Papers 43: Protokoll der 
Reichskonferenz der freigewerkschaftlich organisierten Metallarbeiter Oesterreichs, stattgefunden am 
15.8.1936 in Bratislava.
38 Vgl. zur Streikwelle 1936/37 Rote Fahne, Nr. 3, September 1937; Nr. 12, 1937; Nr. 2, 1938; Arbeiter-Zei-
tung, 9.2.1936; 17.5.1936; 26.7.1936; 9.8.1936; 27.9.1936; 15.11.1936; 12.3.1937; 14.3.1937; 28.4.1937; 
9.6.1937; 18.8.1937; 23.6.1937; 15.9.1937; 15.10.1937; 23.10.1937; Hindels: Widerstand (wie Anm. 3), 
S. 113–115; Arnberger/Mitterrutzner (Hg.): Widerstand (wie Anm. 29), S. 429, 432, 435, 438 f.
39 Rote Fahne, Nr. 12, 1937.
40 Vgl. Das Kleine Blatt, 20.2.1936.
41 Arbeiter-Zeitung, 23.2.1936; Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4094/184: 
Flugblatt Freie Gewerkschaft der Eisenbahner Oesterreichs, Sommer 1936.
42 Der neue Aufstieg, Juni/Juli 1937.
43 Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis (Amsterdam) Otto Bauer Papers 37: Bericht Holowatyj, 
8.9.1937.
44 Vorarlberger Volksblatt, 18.9.1936; Gernot Egger: Integration und Widerstand. Vorarlberger Arbeiterbe-
wegung im Austrofaschismus 1934–1938, in: Kurt Greussing (Hg.): Im Prinzip: Hoffnung. Arbeiterbewe-
gung in Vorarlberg 1870–1946 (Beiträge zu Geschichte und Gesellschaft Vorarlbergs 4). Bregenz 1984, 
S. 259–280, hier 269.
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Wiener Seidenweberei statt und wurde offenbar in Absprache mit dem Industriellenverband 
durchgeführt, der sich eines lästigen Konkurrenten erwehren wollte.
 Auch im Winter 1937/38 wurde verschiedentlich gestreikt.45 So gab es bei der Firma 
Siemens-Schuckert in Wien erneut eine zehnminütige Arbeitsniederlegung, worauf die 
Direktion 400 Arbeitern eine Lohnerhöhung bewilligte. Anfang Oktober 1937 streikten am 
Roten See-Hof erstmals im Austrofaschismus auch Landarbeiter. Im Wiener Betrieb Görtz 
bewirkte Anfang November ein dreistündiger Streik Lohnerhöhungen um vier bis fünf Pro-
zent. In den Wiener Behä-Werken gab es zu dieser Zeit in zwei Abteilungen erfolgreiche 
Lohnstreiks. Im Wiener Metallbetrieb Krause führte die Verhaftung eines Vertrauensmannes 
zu einem zweistündigen Proteststreik. Am 6. Dezember 1937 streikte die gesamte Belegschaft 
der Nähmaschinenfabrik Rast und Gasser, etwa 300 Frauen und Männer, erfolgreich für die 
Wiedereinstellung einer Arbeiterin, die wegen ihrer früheren Zugehörigkeit zu den Freien 
Gewerkschaften entlassen worden war. Neun Tage darauf kam es zu einer erfolgreichen 
halbstündigen Arbeitsniederlegung in einer Druckerei gegen die Kündigung zweier Arbeiter. 
Am 20. Dezember streikten im Piebersteiner Bergbau etwa 800 Bergleute zwei Stunden lang 
gegen die Missachtung eines Arztes, der einen Arbeiter krankgeschrieben hatte. In St. Marx 
ereignete sich ein erfolgreicher Streik der Schweinelohnschlächter für die Gewährung einer 
Weihnachtszulage.
 Ab dem 10. Januar 1938 wurde bei der Stickerei Ferdinand Scheffknecht in Lustenau 
die Arbeit niedergelegt. Nach der Ankündigung einer Lohnkürzung hatte eine Betriebsver-
sammlung den Streik beschlossen und einen Forderungskatalog aufgestellt. Dadurch sah sich 
die EG gezwungen, den Streik anzuerkennen. Nach drei Tagen bewilligte die Direktion in 
Verhandlungen unter dem Vorsitz des Lustenauer Bürgermeisters die Forderungen weitge-
hend. Diese Arbeitsniederlegung, über die die Vorarlberger Presse im Zeichen einer gewissen 
Liberalisierung in den letzten Monaten des Austrofaschismus ausführlich berichtete,46 war 
eine der längsten in der Zeit des Ständestaates. Typisch waren kurze Arbeitsverweigerungen 
von wenigen Stunden oder gar nur Minuten, die nicht selten die um Vermittlung bemühten 
offiziellen Gewerkschaftsfunktionäre auf den Plan riefen und insgesamt erstaunlich oft von 
Erfolg gekrönt gewesen zu sein scheinen.
Fallstudie: Streiks in der Wiener Automobilindustrie 1936
Zu den bedeutendsten Arbeitskämpfen im Ständestaat zählten diejenigen bei den Wiener 
Automobilwerken Austro-Fiat und Saurer im Frühjahr 1936. Die Belegschaften dieser Werke 
hatten in den vorangegangenen Krisenjahren nominale Lohnkürzungen von bis zu 40 Pro-
zent hinnehmen müssen. Nachdem sich im Laufe des Jahres 1935, nicht zuletzt aufgrund 
zunehmender Rüstungsaufträge, die Auftragslage gebessert hatte, verlangten die Arbeiter 
die Wiederherstellung der alten Löhne. Entsprechende Forderungen wurden etwa im April 
1935 auf einer Betriebsobmännerkonferenz der offiziellen Metallarbeitergewerkschaft er-
hoben.47 Anfang Mai 1935 fand bei Saurer eine spontane Betriebsversammlung statt, die 
Lohnerhöhungen von zehn bis 15 Prozent forderte.48 Bei Austro-Fiat wurden Ende 1935 
45 Vgl. für das Folgende Arbeiter-Zeitung, 29.11.1937; 4.12.1937; Rote Fahne, Nr. 12, 1937; Nr. 2, 1938.
46 Vorarlberger Tagblatt, 17.1.1938; Vorarlberger Wacht, 14.1.1938; 17.1.1938. Vgl. auch Egger: Integration 
(wie Anm. 44), S. 270.
47 Die Unzufriedene, April 1935.
48 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4029/150: Flugblatt KPÖ, 1935.
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ähnliche Forderungen formuliert. Sie stießen indessen bei den Direktionen beider Betriebe 
auf taube Ohren.
 Daraufhin reagierten die Dreher und Fräser von Austro-Fiat mit Zustimmung der Metall-
arbeiterorganisation der EG ab dem 12. Januar 1936 mit „passiver Resistenz“, die von der 
Betriebsleitung mit der Entlassung von 20 Arbeitern beantwortet wurde. Als nun die Arbei-
ter mit Streik drohten, schaltete sich die EG ein und wandte sich an die Bundesregierung. 
Diese vermittelte ein Übereinkommen, dass die Arbeiter die Resistenz aufgeben und dafür 
die Gemaßregelten wieder eingestellt werden sollten. Die Lohnfrage selber sollte zwischen 
dem Industriellenbund und der EG verhandelt werden. Bei diesen Verhandlungen blieb der 
Industriellenbund hart.49 Als der Konflikt nun auch auf Saurer übersprang, forderte der 
Industriellenbund beide Unternehmen auf, nicht auf die Begehren der Arbeiter einzugehen. 
Eine Einigung zwischen den regimeoffiziellen Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen 
rückte dadurch in weite Ferne.
 Am 5. Februar kam es bei Austro-Fiat zu einer Arbeitsniederlegung von anderthalb Stun-
den. Am folgenden Tag begab sich eine Delegation der Betriebsräte zu Bundeskanzler Kurt 
Schuschnigg, der die Verhandlungen nun selbst in die Hand nahm, jedoch ebenfalls keine 
Zugeständnisse der Unternehmer erwirkte.50 Am 21. Februar wurde in beiden Unternehmen 
je ein halber Tag lang gestreikt.51 Belegschaftsversammlungen forderten eine Revision der 
Akkordordnung sowie die Wiederherstellung der im Februar 1934 verlorenen Rechte wie 
die freie Wahl der Betriebsräte und der Gewerkschaftsfunktionäre sowie die Streik- und 
Koalitionsfreiheit.52 Hingegen erklärte die Gewerkschaft der Arbeiter in der Metall- und 
Elektroindustrie als für den Konflikt zuständiger Teilverband der EG, dessen Sekretär die 
Betriebsversammlungen zu beschwichtigen versuchte, die Schlacht sei für die Arbeiter ver-
loren, der Kampf gehe aber weiter.53
 In beiden Betrieben kam es in den folgenden Monaten periodisch zu neuen Kampfakti-
onen. Am 7. März gab es sowohl bei Austro-Fiat als auch bei Saurer erneute Arbeitsunter-
brechungen aus Protest dagegen, dass in der Lohnfrage immer noch keine Lösung gefunden 
worden war.54 Im April nahmen Arbeiter von Austro-Fiat die passive Resistenz wieder auf. 
Die Betriebsleitung antwortete abermals mit Entlassungen, worauf es zu einer 36-stündigen 
Arbeitsniederlegung kam. Am 30. April legten die Beschäftigten beider Automobilfabriken 
ein weiteres Mal für kurze Zeit die Arbeit nieder.55 All diese Aktionen hatten aber keinen 
materiellen Erfolg. 
 Trotzdem blieb namentlich die Belegschaft von Austro-Fiat auch in der Folgezeit kamp-
feslustig. Am 15. September legte sie aus Solidarität mit einem Streik bei Siemens-Schuckert 
im Kontext der Werksgemeinschaftswahlen zwei Stunden lang die Arbeit nieder.56 Am 20. Au-
gust 1937 wurde die Arbeit erneut für zweieinhalb Stunden unterbrochen und die Forderung 
nach einer Lohnerhöhung von 15 Prozent erhoben.57 Im November 1937 schließlich kam 
es in der Dreherei von Austro-Fiat zu einem dreieinhalbstündigen Streik im Anschluss an 
49 Arbeiter-Zeitung, 9.2.1936.
50 Arbeiter-Zeitung, 1.3.1936.




55 Arbeiter-Zeitung, 17.5.1936; Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4029/230: 
Flugschrift Freie Gewerkschaften 1936.
56 Arbeiter-Zeitung, 27.9.1936.
57 Die Gewerkschaft, August/September 1937; Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis (Amster-
dam) Otto Bauer Papers 37: Bericht Holowatyj, 8.9.1937.
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einen Konflikt zwischen einem Arbeiter und einem Vorarbeiter. Als der Arbeiter verhaftet 
wurde, legte die Belegschaft aus Protest gegen die Anwesenheit von Polizei im Betrieb die 
Arbeit nieder.58
 In all diese Konflikte waren verschiedene Akteursgruppen involviert. Über die Streiken-
den selber ist wenig bekannt. Weder die Zahl der Ausständigen noch die Vollständigkeit der 
jeweiligen Arbeitsniederlegungen lassen sich aus den Quellen erschließen. Es ist jedoch of-
fensichtlich, dass sich in den Belegschaften zumindest ein harter Kern Freier Gewerkschafter 
gehalten hatte. So fällt nicht nur die innerbetriebliche Koordination auf, sondern auch der 
Umstand, dass es teilweise zeitliche Absprachen zwischen den Belegschaften von Austro-Fiat 
und Saurer gegeben haben muss. Die ausführliche Berichterstattung über die Arbeitskämp-
fe in der Untergrundpresse lässt ebenfalls auf einen direkten Informationsfluss schließen. 
Auch die Tatsache, dass am 12. Februar 1935 die von der illegalen Opposition propagierte 
Arbeitsunterbrechung im Gedenken an die Opfer des Februars 1934 bei Austro-Fiat – dessen 
Belegschaft bereits beim Jännerstreik von 1918 als besonders militant hervorgetreten war59 
und wo dann in der NS-Zeit eine kommunistische Betriebszelle existieren sollte60 – gut 
befolgt worden war, verweist auf eine starke freigewerkschaftliche Verankerung in diesem 
Betrieb. Die Mitglieder des Betriebsrates, die sich während dieser Arbeitsunterbrechung „in 
der offenbaren Absicht, sich ein Alibi zu beschaffen“, zu einer Sitzung versammelt hatten, 
waren bei dieser Aktion festgenommen worden.61 Bei Saurer existierte zu dieser Zeit eine 
von Franz Seidl geleitete kommunistische Betriebszelle,62 und der in der EG-Betriebsgruppe 
führende Vertrauensmann Sladek stand unter freigewerkschaftlichem Einfluss.63
 Die Untergrundopposition griff denn auch frühzeitig in die Lohnbewegung der beiden 
Automobilwerke ein. Bereits im Sommer 1935 zirkulierte unter den Saurer-Arbeitern ein 
Flugblatt der Kommunistischen Partei, das mit Bezug auf die abgelehnten Lohnforderungen 
zum Kampf aufrief.64 Im Februar 1936 erschien eine Sonderausgabe der Untergrundzeit-
schrift „Metallarbeiter“, die sich dem Arbeitskampf widmete. Nach Streikende verbreiteten 
die Freien Gewerkschaften in ganz Österreich eine zwölfseitige Broschüre mit dem Titel 
„Arbeiter, kämpft um Euer Recht“.65
 Die von den Arbeitern angewandten Aktionsformen der passiven Resistenz und der 
Arbeitsniederlegung setzten prima vista die Kampfmittel der vorständischen Zeit fort. 
Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass die Arbeitsniederlegungen mit einer Ausnahme 
stets nur wenige Stunden dauerten. Unter den herrschenden Bedingungen, die sowohl das 
Aufstellen von Streikposten als auch – außer in den wenigen Fällen, in denen die EG einen 
Ausstand anerkannte – die finanzielle Unterstützung der Streikenden unmöglich machten, 
war an längere Arbeitsniederlegungen kaum zu denken. Die bestenfalls mehrstündigen 
Arbeitsunterbrechungen hatten denn auch nicht den Charakter eigentlicher Machtproben 
58 Rote Fahne, Nr. 12, 1937.
59 Vgl. Österreichisches Staatsarchiv – Haus-, Hof- und Staatsarchiv (Wien) PA I/818: K. k. Polizeidirektion 
in Wien an die Ministerialkommission im k. u. k. Kriegsministerium, 7.3.1918.
60 Vgl. Wilhelm Weinert: Grundlagen und Praxis des Widerstandskampfes der österreichischen Arbeiterklasse 
gegen den Nationalsozialismus (1938–1945). Diss. phil. (masch.) Wien 1976, S. 227–232.
61 Dokumentationsarchiv des östereichischen Widerstandes (Wien) 6208: Amtsnotiz, 12.2.1935.
62 Vgl. Volksstimme, 22.10.1949.
63 Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis (Amsterdam) Otto Bauer Papers 37: Gespräch mit Otto 
u. Käthe Leichter am 30. Mai 1936 in Prag.
64 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4029/150: Flugblatt KPÖ, 1935.
65 Dokumentationsarchiv des östereichischen Widerstandes (Wien) 4033/10: Flugschrift „Arbeiter, kämpft 
um Euer Recht!“, Freie Gewerkschaften, 1936.
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mit den Unternehmern, sondern denjenigen von Warnstreiks, sollten Anstoß geben zur 
Einleitung anderer Formen des Aushandlungsprozesses. Am deutlichsten wird dies bei der 
Arbeitsniederlegung bei Saurer am Vormittag des 7. März. Dabei suchten die Belegschaften 
der einzelnen Abteilungen abwechselnd ihre Vertrauensmänner auf, um sich nach dem Stand 
der Lohnbewegung zu erkundigen. Durch diese Aktion, die im Übrigen ein erhebliches Maß 
an Organisation verrät, wurde die Arbeit während eines halben Tages unterbrochen.66
 Diese kurzen Arbeitsniederlegungen mündeten in der Regel in Betriebsversammlungen 
in Anwesenheit von EG-Funktionären, wobei aus den Quellen indessen nicht eindeutig her-
vorgeht, ob die Initiative zur Abhaltung dieser Versammlungen von den Streikenden oder 
von der EG ausging. Im Unterschied zu den nach dem „Anschluss“ in solchen Fällen von 
der DAF veranstalteten Betriebsappellen, an denen die Streikenden mit Drohungen und Pro-
paganda eingedeckt zu werden pflegten,67 scheint bei den Meetings der austrofaschistischen 
Zeit recht offen diskutiert worden zu sein. Die Versammlungen bei Austro-Fiat und Saurer 
nach den Streiks vom 21. Februar beschlossen Resolutionen, die die Wiederherstellung der 
Freien Gewerkschaften und des Streikrechts, die freie Wahl der Vertrauensmänner und die 
Rückerstattung der 1934 konfiszierten Vermögenswerte forderten.68 Als der Metallarbeiter-
sekretär auf der Fiat-Versammlung seine Ratlosigkeit ob der kompromisslosen Haltung der 
Arbeitergeber bekundete, rief ein Arbeiter spöttisch: „Der Innitzer soll halt eine Messe lesen. 
Vielleicht hilft uns der Herrgott, wenn uns die Einheitsgewerkschaft und die Regierung nicht 
helfen!“69 Gemäß einer Flugschrift der Freien Gewerkschaften wurden die EG-Funktionäre 
auf diesen Meetings teilweise als „Schufte“ und „Verräter“ beschimpft.70 Im Anschluss an die 
Versammlungen wurde allerdings der Obmann der Werksgemeinschaft von Austro-Fiat zum 
Floridsdorfer Polizeikommissariat zitiert, wo ihm für den Wiederholungsfall mit Verhaftung 
gedroht wurde.71 Fünf Tage darauf fanden in beiden Betrieben von der EG einberufene Be-
legschaftsversammlungen statt, an denen Staatssekretär Znidaric den Arbeitern die Vorzüge 
des berufsständischen Aufbaus klarzumachen versuchte, jedoch ebenfalls mit Klagen und 
Vorwürfen eingedeckt wurde.72
 Im Kontext der Lohnkonflikte bei Austro-Fiat und Saurer fanden auch zwei betriebsüber-
greifende Vertrauensmännerversammlungen statt, bei denen ebenfalls Klartext gesprochen 
wurde. Zu einer Konferenz der Wiener Vertrauensmänner der Metall- und Elektroindustrie-
gewerkschaft vom 28. Februar 1936 kommentierte die „Arbeiter-Woche“, das Organ der EG, 
es sei „selbstverständlich manches harte Wort über das Verhalten der Unternehmer“ gefallen, 
die Versammlung sei aber „in dem positiven Verlangen aus[geklungen], dass der berufsstän-
dische Aufbau Österreichs nunmehr rascher und methodischer als bisher vor sich gehe“.73 
Immerhin rief etwa ein Vertrauensmann von Siemens-Halske empört aus, die Unternehmer 
hätten „im Falle Austro-Fiat und Saurer das Mittel der Aussperrung angewendet, das ein echt 
klassenkämpferisches Mittel ist. Welches Mittel haben die Arbeiter entgegenzusetzen? Wenn 
die Aussperrung durch die Unternehmer erlaubt, aber der Streik der Arbeiter verboten ist, 
besteht da nicht die Gefahr, dass die Arbeiterschaft in einen Zustand sozialer Wehrlosigkeit 
66 Arbeiter-Zeitung, 22.3.1936.
67 Vgl. z. B. Rote Fahne, Nr. 2, April 1939.
68 Arbeiter-Zeitung, 1.3.1936.
69 Zit. ebenda.
70 Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4033/10: Flugschrift „Arbeiter, kämpft 
um Euer Recht!“, Freie Gewerkschaften, 1936, S. 5.
71 Ebenda, S. 7.
72 Ebenda, S. 6.
73 Arbeiter-Woche, 7.3.1936.
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gerät? Die Ausschaltung des Streiks als wirtschaftliches Streitmittel setzt auf der andern 
Seite etwas voraus: die soziale Solidität der Gesinnung bei den Unternehmern.“74
 Nach den Arbeitsniederlegungen vom 30. April kam es in der Zentrale der EG zu einer 
zweiten betriebsübergreifenden Vertrauensmännerversammlung, an der über hundert Personen 
teilnahmen. Obwohl auch der EG-Vorsitzende Johann Staud, der Metallarbeitersekretär und 
weitere EG-Funktionäre anwesend waren, wurde die Sitzung von einem Betriebsrat von 
Austro-Fiat geleitet, der zur Eröffnung eine ganze Reihe von Monita der Arbeiterschaft auf-
listete und das volle Koalitionsrecht sowie die Wiederzulassung der Freien Gewerkschaften 
forderte. In der anschließenden Debatte wurden diese Forderungen allenthalben unterstützt. 
Der EG-Vorsitzende, ein ehemaliger christlichsozialer Gewerkschafter, brachte der Forderung 
nach Wiederherstellung des vollen Koalitionsrechtes Sympathie entgegen, da er ja selber 
aus einer der früheren Richtungsgewerkschaften komme, und wies auf seine angeblichen 
Bemühungen um eine Demokratisierung der EG hin. Schließlich wählte die Versammlung 
eine Deputation, die beim Bundeskanzler vorstellig werden sollte.75 Die dabei überreichte 
Denkschrift war vom Bundesvorstand der illegalen Freien Gewerkschaften verabschiedet 
worden und gelangte ohne Kenntnis Stauds zu Schuschnigg.76
 Einerseits waren die Aktionsformen der Arbeiterschaft den spezifischen Besonderheiten 
des Austrofaschismus angepasst und nutzten die in diesem System übrig gebliebenen Freiräu-
me, andererseits zielten sie nebst den unmittelbaren Streikforderungen implizit und teilweise 
sogar explizit auf eine Veränderung dieses Systems ab. Konkret bestanden die Aktionsformen 
aus einer Mischung von streikähnlichen Handlungen, die sich auch ohne gewerkschaftliches 
Rückgrat durchführen ließen, und der teilweisen Vereinnahmung der regimeoffiziellen Ge-
werkschaft. 
 Letztere befand sich in dem Konflikt in einer schwierigen Situation. Zum einen stand 
sie unter dem Druck der Basis und sah sich in dem Bemühen, sich als neue Organisations-
form der Arbeiterschaft zu profilieren und die Vorzüge der berufsständischen Ordnung zu 
demonstrieren, unter Zugzwang, Lohnerhöhungen herauszuhandeln. Andererseits musste sie 
als regimeoffizielle Organisation den Konflikt unbedingt unter Kontrolle halten und konnte 
auf keinen Fall einen lang anhaltenden Ausstand riskieren, der sich vor der Öffentlichkeit 
definitiv nicht mehr hätte verschleiern lassen können und für das Regime, wie immer es 
auch darauf reagierte, einen Prestigeverlust bedeutet hätte. Da sich zudem die Unterneh-
merseite nicht entgegenkommend zeigte, behalf sich die EG damit, den Schwarzen Peter 
an die Bundesregierung weiterzureichen und ansonsten in ihrer Presse relativ scharfe Töne 
anzuschlagen.77
 Das offizielle EG-Organ „Arbeiter-Woche“ behandelte die Konflikte in den beiden 
Automobilwerken ausführlich, ohne allerdings die Arbeitsniederlegungen auch nur mit 
einer Silbe zu erwähnen. Die Arbeitskämpfe wurden als „Lohnkonflikte“ bezeichnet, und 
die Argumentation beruhte wesentlich darauf, einen Gegensatz aufzubauen zwischen den 
Arbeitgebern, die sich mit ihrer unnachgiebigen Haltung und vor allem mit den Aussper-
rungen klassenkämpferischer Methoden einer angeblich vergangenen Epoche bedienten, 
und den Arbeitern, die mit der Akzeptanz von Lohnkürzungen in der Krisenzeit bereits 
74 Ebenda.
75 Arbeiter-Zeitung, 17.5.1936; Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes (Wien) 4029/230: 
Flugschrift Freie Gewerkschaften, 1936.
76 Internationaal Instituut voor Sociale Geschiedenis (Amsterdam) Otto Bauer Papers 37: Gespräch mit Otto 
u. Käthe Leichter am 30. Mai 1936 in Prag.
77 Vgl. Arbeiter-Woche, 1.2.1936; 8.2.1936; 22.2.1936; 29.2.1936; Das Kleine Blatt, 21.2.1936.
332 Christian Koller
avant la lettre „in echt berufsständischem Geiste“ gehandelt hätten.78 Die Konflikte seien 
deshalb von grundlegender Bedeutung als Testfälle, „ob die Unternehmer die Wirtschaft im 
Geiste der berufsständischen Ordnung und der sozialen Gerechtigkeit führen oder ob sie 
durch die Beibehaltung der Klassenkampfmethoden auch die Arbeiter zum Klassenkampf 
zwingen wollen“.79 Wenn auch die Arbeitsniederlegungen in den beiden Automobilwerken 
geflissentlich verschwiegen wurden, so publizierte die „Arbeiter-Woche“ doch Mitte Feb-
ruar 1936 einen Artikel, der unter expliziter Bezugnahme auf die beiden Lohnkonflikte die 
Frage des Verhältnisses von Streiks und berufsständischer Ordnung erörterte und zu dem 
Schluss gelangte, dass es in der voll ausgebauten berufsständischen Ordnung keine Streiks 
mehr geben würde, dass man sich in Österreich aber erst „am Anfang des Anfangs“ auf dem 
Wege dorthin befinde.80
 Gegen den offenbar in den Verhandlungen seitens der Unternehmer geäusserten Vor-
wurf, die Lohnforderungen der Arbeiterschaft seien „bolschewistisch“, polemisierte Me-
tallarbeitersekretär Tino Polla in der „Arbeiter-Woche“: „Wir wissen nicht, was die Herren 
darunter verstehen. In der Gewerkschaft der Arbeiter in der Metall- und Elektroindustrie 
verstehen wir darunter einseitige Diktatur, einseitigen Klassenkampf, Vernichtung des Pri-
vateigentums, Verneinung der Unternehmerqualität, Verneinung von Volkstum, Vaterland, 
Heimat, Familie und Ehre. Wir hoffen, dass von den Unternehmern dasselbe gilt. Wer aber 
von den beiden Seiten in diesem Lohnkonflikt die Treue gegenüber dem Berufsgenossen 
verletzt, den einseitigen Klassenkampf hervorkehrt und aus übertriebener Besorgtheit um 
sein Prestige im innersten eher nach der Diktatur gerufen hat, das möge die Öffentlichkeit 
entscheiden.“81 Zudem hätten die Unternehmer durch ihr Verhalten in unverantwortlicher 
Weise die „unterirdische Arbeit der Illegalen“ gefördert: „Denn jetzt ist der Agitation, es 
gebe doch keine berufsständische Zusammenarbeit, ein anschauliches Argument gegeben. 
Und die Unternehmer haben den Illegalen den Beweis geliefert, dass es einen Klassenkampf 
von oben gibt, und ihnen das Stichwort gegeben zur Propagierung des Klassenkampfes von 
unten.“82 
 Eine zumindest implizite Kritik wagte die „Arbeiter-Woche“ dabei auch an der relativen 
Tatenlosigkeit der Behörden, indem sie ausführte, die Lohnkonflikte böten der Regierung 
„in zweifacher Hinsicht eine Chance: den Gedanken der Schiedsgerichtsbarkeit populär zu 
machen und den Glauben an die berufsständische Ordnung zu festigen. Wenn die Regierung 
im Streitfall Austro-Fiat und Saurer einen gerechten Schiedsspruch fällt […], dann wird ein 
solcher Spruch der ganzen österreichischen Arbeiterschaft zeigen, dass es in Österreich eine 
Autorität gibt, die darüber wacht, dass die Grundsätze der sozialen Gerechtigkeit und des 
gerechten Ausgleichs, dass mit einem Worte die Grundsätze der berufsständischen Ordnung 
von jedermann eingehalten werden müssen.“83 Ein solcher Schiedsspruch wurde seitens der 
Regierung in dem Konflikt aber nie gefällt.
 Im Gegensatz zur EG befanden sich die betroffenen Unternehmen und der hinter ihnen 
stehende Industriellenbund in einer relativ komfortablen Lage. Aufgrund der politischen 
Großwetterlage und ihrer Wichtigkeit als staatliche Lieferanten konnten sie darauf zählen, 
im Notfall den Staat – trotz anders lautender Aussagen einzelner seiner Exponenten – grund-




82 Arbeiter-Woche, 29.2.1936. Vgl. auch Das Kleine Blatt, 2.2.1936; 21.2.1936; Oesterreichische Arbeiter-
Zeitung, 22.2.1936.
83 Arbeiter-Woche, 29.2.1936.
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sätzlich auf ihrer Seite zu haben. Die Strategie, sich unnachgiebig zu gebärden, zahlte sich in 
diesem Fall im Unterschied zu zahlreichen anderen Lohnkonflikten der austrofaschistischen 
Zeit weitgehend aus.
 Die von der EG eingeschaltete Bundesregierung legte in dem Konflikt entgegen ihrem 
autoritären Anspruch eine lavierende Haltung an den Tag. In einer frühen Phase der Lohn-
bewegung besuchte Sozialminister Josef Dobretsberger die beiden Betriebe und erklärte die 
Arbeiterforderungen für gerechtfertigt. Bundeskanzler Schuschnigg nahm zwar, nachdem 
die von der Regierung zunächst angeordneten Verhandlungen zwischen Industriellenbund 
und EG ergebnislos verlaufen waren, am 6. Februar die Verhandlungen selbst in die Hand, 
konnte aber keine Annäherung der Standpunkte herbeiführen und rang sich auch nicht zu 
einem eigenen autoritativen Entscheid durch.84 Nachdem am 7. März in beiden Betrieben 
erneut gestreikt worden war, schaltete die EG abermals die Bundesregierung ein. Die illegale 
„Arbeiter-Zeitung“ resümierte diesen Ablauf folgendermaßen: „Die beiden Direktionen und 
die EG gerieten in große Aufregung. Zuerst wurde der ‚geschäftsführende Metallarbeitersek-
retär‘ Dr. Polla angerufen, der mobilisierte wieder den Staatssekretär Znidaric, der wendete 
sich wieder an den Bundeskanzler. Schuschnigg erklärte, dass er die kompetenten Ressort-
minister anrufen und beauftragen werde, diesen Konflikt endlich beizulegen. Geschehn ist 
bisher selbstverständlich nichts.“85
 So kam es eineinhalb Monate darauf abermals in beiden Betrieben zu Arbeitsnieder-
legungen, unter deren Druck die EG eine Vertrauensmännerversammlung einberief, aus 
welcher eine erneute Einschaltung der Bundesregierung resultierte, diesmal allerdings ver-
mittels einer Delegation, die Schuschnigg eine Denkschrift mit Forderungen allgemeiner 
Art überreichte.86 Im Unterschied zu den vorangegangenen Kontaktnahmen ging es nun also 
nicht mehr nur und nicht einmal mehr in erster Linie um einen auf zwei Betriebe begrenzten 
Lohnkonflikt, sondern um Forderungen nach einer allgemeinen Liberalisierung des Regimes 
und einer Demokratisierung der Arbeitsbeziehungen. Entsprechend reagierte die Regierung 
dieses Mal anders. Hatte Schuschnigg zuvor laviert, so würdigte er nun die Arbeiterforde-
rungen zunächst keiner Antwort. Als die Denkschrift aber auch in der ausländischen Presse 
thematisiert wurde, ließ der Kanzler den Vertrauensmännern mit Verhaftung drohen.87 Die 
Ausgabe der „Prager Presse“, die ausführlich über die Denkschrift berichtete,88 wurde in 
ganz Österreich konfisziert. 
 Die Bundesregierung vermochte also dem Anspruch ihrer ständischen Ideologie, den 
Klassenkampf zu überwinden, in keiner Weise gerecht zu werden. Weder funktionierten 
die dafür vorgesehenen Institutionen der Zwangsschlichtung bereits, noch war die Regie-
rung gewillt, die institutionelle Lücke durch eigenes autoritatives Handeln auszufüllen. Ihr 
Bestreben lag darin, den Konflikt auf möglichst kleinem Feuer kochen zu lassen und die 
Konsensfindung – im Grunde ganz traditionell – an die zuständigen Interessenverbände zu 
delegieren. Erst als von Arbeiterseite allgemeinere, letztlich systemsprengende Forderungen 
gestellt wurden, drohte die Regierung mit Repressionen.
84 Arbeiter-Zeitung, 1.3.1936.
85 Arbeiter-Zeitung, 22.3.1936.
86 Arbeiter-Zeitung, 17.5.1936; 31.5.1936; 2.8.1936; Dokumentationsarchiv des österreichischen Wider-
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 Beinahe zur selben Zeit wie in Wien fand auch in Deutschland ein Automobilarbeiterstreik 
statt.89 Am 25. Juni 1936 legten 262 Arbeiter bei Opel in Rüsselsheim aus Protest gegen einen 
neuen Stücklohntarif die Arbeit nieder. Unter ihnen befanden sich 70 Mitglieder von NSDAP, 
SA oder SS. Nachdem die Betriebsleitung gedroht hatte, zur Wiederherstellung der Ordnung 
Polizei anzufordern, wurde die Arbeit nach weniger als 20 Minuten wieder aufgenommen. 
Trotzdem wurden die Polizei, Gestapo, NSDAP und DAF informiert. DAF-Funktionäre for-
derten die unverzügliche Entlassung aller an der Arbeitsniederlegung Beteiligten, was kurz 
darauf auch geschah. Die angeblichen Anführer wurden verhaftet und für mehrere Monate 
in Dachau interniert. Darunter befanden sich ein ehemaliger Freier Gewerkschafter und zwei 
ehemalige SPD-Mitglieder, aber auch zwei Mitglieder von NSDAP und SA.
 Die Behördern waren sich nicht sicher, ob der Opel-Streik spontan ausgebrochen oder 
durch eine kommunistische Zelle organisiert worden war, und diese Frage hat auch die For-
schung nicht klären können. Einige Tage nach der Arbeitsniederlegung tauchten in Darmstadt 
kommunistische Flugblätter auf, die auf den Arbeitskonflikt Bezug nahmen. Allerdings ist es 
unklar, ob und wie die beiden Protestaktionen zusammenhingen. Nachdem mehrere auslän-
dische Zeitungen und Rundfunkstationen über den Opel-Streik berichtet hatten, ordnete das 
Propagandaministerium an, auch in der deutschen Presse kurze Artikel darüber zu publizie-
ren. Diese sollten betonen, dass Streiks im Nationalsozialismus nicht vorkommen durften, 
die mögliche kommunistische Beteiligung an der Arbeitsniederlegung bei Opel sollte aber 
nicht erwähnt werden.
 Ein Vergleich der Automobilarbeiterstreiks von 1936 in Österreich und Deutschland 
zeigt Gemeinsamkeiten bei den Motivationen und Aktionsformen der Arbeiter, jedoch klare 
Unterschiede bei den Reaktionen der Behörden und der regimeoffiziellen Arbeiterorganisati-
onen. In allen Konflikten ging es primär um Lohnfragen. Während in den Wiener Fällen die 
Lohnforderungen von der EG zumindest teilweise unterstützt wurden und es unter dem Dach 
dieser Organisation sogar zu Arbeiterversammlungen mit relativ offenen Diskussionen kam, 
fungierte im Rüsselsheimer Fall die DAF als Speerspitze der behördlichen Repression. Die 
am Streik Beteiligten wurden umgehend und hart gemaßregelt, selbst wenn es sich dabei um 
alte Nazis handelte. Ob die Lohnforderungen in irgendeiner Weise berechtigt waren, stand 
dabei nicht zur Diskussion. Die österreichischen Behörden, auf der anderen Seite, interve-
nierten in die Konflikte zurückhaltend, ja widerwillig und versuchten eher abzuwiegeln als 
durchzugreifen. Klare Vorstellungen davon, wie sich Arbeitgeber und Arbeitnehmer zu ver-
halten hatten, wurden nie signalisiert. Wenn also die Reaktionen der nationalsozialistischen 
Behörden im Opel-Streik zweifellos als totalitär zu bezeichnen sind, so war das Verhalten 
der ständestaatlichen Behörden in den Konflikten bei Saurer und Austro-Fiat eher chaotisch 
denn autoritär.
Fazit
Insgesamt zeigt eine Untersuchung der Streiktätigkeit während des austrofaschistischen 
Ständestaats, dass dieser nicht einmal die Kernpunkte seiner Ideologie zu implementieren im-
stande war. Weder funktionierte das angestrebte System der „berufsständischen“ Schlichtung, 
89 Siehe dazu Günter Morsch: Streik im „Dritten Reich“, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 36 (1988), 
S. 649–689; Timothy W. Mason: Massenwiderstand ohne Organisation. Streiks im faschistischen Italien 
und im NS-Deutschland, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 35 (1984), S. 518–532; Michael Voges: 
Klassenkampf in der „Betriebsgemeischaft“, in: Gewerkschaftliche Monatshefte 35 (1984), S. 555–565; 
Michael Kittner: Arbeitskampf. Geschichte – Recht – Gegenwart. München 2005, S. 530–537.
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noch war es in konkreten Konflikten voraussehbar, ob das Regime auf den Arbeiterprotest 
mit Vermittlungsversuchen oder mit Repression reagieren würde. Die Lücke, die durch die 
Abschaffung des alten Systems industrieller Beziehungen ohne gleichzeitige Errichung einer 
„berufsständischen“ Ordnung 1933/34 entstanden war, schuf eine zumindest partiell offene 
Situation, in welcher die Arbeiter die Grenzen zwischen für das Regime akzeptablem und 
zuweilen sogar von der in ihrer Haltung gegenüber dem Mittel des Streiks ambivalenten 
Regimegewerkschaft unterstütztem Protest und als illegaler Widerstand empfundenen und 
gewaltsam unterdrückten Aktionen von Fall zu Fall zu finden hatten. Die Festlegung dieser 
Grenzen war seitens des Regimes das Resultat interner Aushandlungsprozesse zwischen den 
in der Vaterländischen Front zusammengeschlossenen Interessengruppen und der sie reprä-
sentierenden direkt mit dem jeweiligen Arbeitskampf befassten Persönlichkeiten. Eine Rolle 
spielten zudem auch die Art der erhobenen Forderungen sowie die aktuelle Einschätzung des 
Regimes bezüglich seiner innen- und außenpolitischen Sicherheit. Daraus resultierte eine 
wenig konsistente Politik, die exemplarisch die Funktionsweise des austrofaschistischen 
Ständestaates verdeutlicht.
